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Unser Bezirk stellt sich 

den Herausforderun-

gen, die die große An-

zahl von Flüchtlingen für Berlin 

mit sich bringt. Das uns nicht mehr 

gehörende ehemalige Rathaus Wil-

mersdorf steht seit kurzer Zeit zur 

Unterbringung zur Verfügung. 

Wichtig ist, dass wir  die bei uns 

Schutz suchenden Menschen auch 

in diesem Teil unseres Bezirkes 

willkommen heißen. Bei seinem 

Besuch des Rathaus Wilmersdorf 

am 26.08. lobte Bundespräsident 

Gauck die ehrenamtliche Hilfe der 

Bürgerinnen und Bürger an diesem 

Standort als leuchtendes Beispiel. 

Wörtlich sagte er: „ Es gibt ein hel-

les Deutschland, das sich hier leuch-

tend darstellt.“

Ein Verwaltungsgebäude darf zur 

Unterbringung von Menschen sicher 

keine Dauer-, sondern nur eine Über-

gangslösung sein und das Ehrenamt 

entlässt die Politik nicht aus der Ver-

antwortung, für die notwendige Inf-

rastruktur zu sorgen.

Die Diskussion um den Erhalt 

der Kleingartenkolonie Oeynhausen, 

beschäftigt uns nach wie vor. Die 

CDU-Fraktion hat den Auftrag des 

erfolgreichen Bürgerbegehrens, Ih-

ren Auftrag, angenommen und setzt 

sich für den Erhalt, der nach unserer 

Auffassung möglich ist, ein.

Den immensen Schatz an Park- 

und Grünanlagen in Charlotten-

burg-Wilmersdorf gilt es zu pflegen. 

Dieses von Ihnen immer wieder an 

uns herangetragene berechtigte An-

liegen, wird von uns beständig in der 

BVV und den Ausschüssen zur Spra-

che gebracht. Mit in diesen Bereich 

gehört der Olivaer Platz. Hier ist es 

uns gemeinsam mit Ihnen gelungen, 

nach Jahren kontroverser  Diskus-

sion, die Beteiligten nochmals an 

einen Tisch zu holen und ein Kom-

promiss, der den Platz für alle Nutze-

rinnen und Nutzer attraktiv machen 

kann, scheint in Reichweite zu sein.

Die anstehenden Haushaltsbera-

tungen für die Jahre 2016/17 lassen 

auch diesmal wenig Spielraum, ob-

wohl durch die Beteiligung der CDU 

an der Landesregierung ein Umden-

ken stattgefunden hat und mehr Geld 

in die Bezirke fließt. Von einer wirk-

lich auskömmlichen Finanzierung 

sind wir noch weit entfernt. Aber 

auch diesen wenigen Spielraum wer-

den wir nutzen und uns beispielswei-

se für eine verlässliche Finanzierung 

des Ferienschwimmens einsetzen, 

ebenso für eine Erhöhung des Me-

dienetats, um nur zwei Beispiele zu 

nennen.

Mit herzlichen Grüßen

Susanne Klose

Fraktionsvorsitzende 

der CDU-Fraktion 

Charlottenburg-Wilmersdorf

Liebe Leserin, Lieber Leser,
gerne informieren wir Sie  mit der City•Aktuell für ChArlottenburg-
wilmerSdorf über wiChtige themen unSereS bezirkS  und  freuen unS 
dArAuf, über die inhAlte mit ihnen inS geSpräCh zu kommen. 
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Wir erinnern 
uns:  Das Rat-
haus Wilm-

ersdorf, ehemals Sitz der 
Bezirksverordnetenver-
sammlung des Bezirks Char-
lottenburg-Wilmersdorf 
und Verwaltungsgebäude, 
musste zum Ende des letz-
ten Jahres aus wirtschaftli-
chen Gründen vom Bezirk 
aufgegeben 
werden.

Nachdem 
immer mehr 
Schutz su-
chende Men-
schen nach 
Berlin kom-
men und 
Unterkünf-
te dringend 
gescha f f en 
werden müs-
sen, werden 
nun auch 
im Moment 
leer stehen-
de Verwal-
t u n g s g e -
bäude als 
Unterkünfte 
für Flücht-
linge ge-
nutzt. So 
auch seit 
dem 14. August das Rat-
haus Wilmersdorf als Not-
unterkunft. Mit einem bei-
spiellosen Engagement von 
Ehrenamtlichen und einer 
hervorragenden Arbeit 
durch den Arbeitersamari-
ter Bund wurde das Verwal-
tungsgebäude so gut es geht 
für die Menschen herge-
richtet und diese dort will-

kommen geheißen. Seit dem 
sind viele Bürger täglich 
vor Ort aktiv, um Hilfe zu 
leisten. Bei einer Informa-
tionsveranstaltung in der 
Wilmersdorfer Auenkirche 
wurde deutlich, dass ohne 
die Hilfe der vielen Ehren-
amtlichen die schnelle Her-
richtung des Gebäudes und 
die tägliche Versorgung der 

Flüchtlinge so nicht mög-
lich wäre. Dafür sei allen 
vor Ort Engagierten herz-
lich gedankt.

Klar muss aber auch sein, 
dass ein Verwaltungsge-
bäude zur Unterbringung 
von Menschen nur eine 
vorübergehende Lösung 
sein kann. Die Information 
der Anwohnerinnen und 

Anwohner muss vorab er-
folgen und nicht so wie es 
mittlerweile zur Regel wird 
im Nachhinein. Anerken-
nungsverfahren müssen be-
schleunigt werden, um den 
Menschen eine Perspektive 
und Klarheit zu geben, denn 
nichts ist schlimmer als Un-
gewissheit. Für diejenigen, 
die keine Chance haben auf 

Anerkennung als Asylsu-
chende müssen Lösungen 
bereits in ihren Heimatlän-
dern gefunden werden, um 
zu verhindern, dass sie ihr 
letztes Hab und Gut für eine 
aussichtslose Reise weg-
geben. In dieser Frage ist 
letztendlich der Bund ge-
fordert.

Für die Menschen, die 

jetzt bei uns leben ist über 
die akute Ersthilfe hinaus es 
nun aber wichtig, die not-
wendige Infrastruktur zur 
Versorgung und Integration 
zu schaffen. Dazu gehören 
medizinische Versorgung, 
Betreuungs-/Beschäf t i-
gungsangebote für die Kin-
der und Deutschkurse, um 
nur drei Beispiele zu nen-

nen. Char-
l o t t e n -
burg-Wilm-
ersdorf ist 
bisher der 
Bezirk, der 
die meisten 
Sprachkurse 
für Flücht-
linge anbie-
tet. Damit 
dies auch 
so bleibt, 
hat die 
CDU-F rak -
tion einen 
Antrag un-
terstützt, der 
vom Land 
Berlin die Fi-
nanzierung 
einer wei-
teren Stelle 
für Deutsch-
kurse an der 

Volkshochschule fordert. 
Zusätzlich hat die zustän-
dige Stadträtin Dagmar 
König (CDU) eine Koopera-
tionsvereinbarung mit dem 
evangelischen Kirchenkreis 
abgeschlossen. Der Kir-
chenkreis stellt dem Bezirk 
Räume für den Sprachun-
terricht zur Verfügung und 
der Bezirk das Personal.

 notunterkunft 
 Im rathaus WIlmersdorf  

Foto: Bodo Kubrak
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Braucht ein Berliner/
eine Berlinerin ei-
nen Termin bei den 

KfZ-Zulassungsstellen bzw. 
bei einem bezirklichen Bür-
geramt muss er sich zurzeit 
auf einen längeren Zeitraum 
einstellen, bis er den Termin 
bekommt. Grundsätzlich ha-
ben sich die Zugangsmög-
lichkeiten für die Bevölke-
rung in den letzten Jahren 
deutlich verbessert.

Über die Serviceseite des 
Landes Berlin (www.service.
berlin.de) oder die Service- 
nummer 115 kann der Bürger 
sich informieren und auch 
Termine bei den Ämtern bu-
chen. Außerdem sind inzwi-
schen rund 70 Dienstleistun-
gen der Berliner Verwaltung 
online verfügbar, teilweise 
auch medienbruchfrei. 

Eigentlich sollten lan-
ge Wartezeiten auf Ämtern 
der Vergangenheit angehö-
ren. Leider ist das nicht die 
Realität.In den vergange-
nen Jahren ist die Zahl der 
Mitarbeiter im öffentlichen 
Dienst Berlins aus finanzi-
ellen Gründen halbiert wor-
den (von ca. 200 000 auf ca. 
100 000). Seit einigen Jahren 
wächst die Berliner Bevölke-
rung um fast 50 000 Perso-
nen jährlich. Die Fallzahlen 
in den Behörden nehmen ra-
sant zu, das Personal ist bis 
zum letzten Jahr weiter abge-
baut worden.

In den KfZ-Zulassungs-
stellen ist inzwischen mas-
siv gegengesteuert worden. 

Während im letzten Jahr 210 
Stellen an den zwei Stand-
orten tätig waren, werden in 
den kommenden Wochen 244 
Stellen besetzt sein. Damit 
werden mehr Mitarbeiter dort 
tätig sein als noch vor sechs 
Jahren! Außerdem wurden 
Maßnahmen ergriffen um 
professionellen Terminhänd-
lern das Handwerk zu legen. 
Bei Aufgabe von Terminen 
werde diese nicht mehr on-
line gestellt, sondern über 
eine Te-
le fonhot-
line (Tel.: 
9 0 2 6 9 -
3300) ver-
geben. Die 
Si t uat ion 
bei den 
KfZ-Zulas-
sungsstel-
len dürfte 
sich in den 
kommen-
den Mo-
naten ent-
spannen.

Schwie-
riger ist die 
Situation bei den Bürgeräm-
tern. Im Dezember hatten sich 
die zuständigen Bezirke, die 
Senatsinnenverwaltung und 
die Senatsfinanzverwaltung 
auf einen Maßnahmenkata-
log von 25 Punkten verstän-
digt und 31 zusätzliche Stel-
len bewilligt. Neun Monate 
später sind erst 17,5 der 31 
Stellen durch die Berliner Be-
zirke besetzt. Eine Möglich-
keit des Senats die Bezirke zu 

einer zügigen Besetzung der 
Stellen zu bringen, besteht 
nach den Gesetzen Berlins 
nicht! Charlottenburg- Wil-
mersdorf ist hier Vorbild: Der 
zuständigen Stadträtin Dag-
mar König (CDU) ist es ge-
lungen durch die Übernahme 
von Auszubildenden die dem 
Bezirk zustehenden 5 Stel-
len zu besetzen. Außerdem 
werden zunehmend wichtige 
Eckpunkte der Bürgerämter 
von Bezirken in Frage gestellt 

wie die Möglichkeit aller 
Berliner bezirksübergreifend 
Termine in Bürgerämtern zu 
bekommen, wie die zufrie-
denstellende Behandlung von 
Spontan- und Notfallkunden 
und eine ausrechende Bereit-
stellung von Onlineterminen. 
Eine TaskForce aus Mitarbei-
tern der Senatsinnen- und 
der Senatsfinanzverwaltung 
werden sich diesen Problemen 
annehmen, eine Sonderstadt-

rätesitzung ist anberaumt.
Notfallkunden müssen 

auch zeitnah und bezirksun-
abhängig in den Bürgeräm-
tern versorgt werden! Wer als 
Notfallkunde zu bezeichnen 
ist, ist definiert. Vorausset-
zung sind erhebliche per-
sönliche Nachteile (z.B. die 
Annahme eines Jobs, eine ge-
buchte Auslandsreise).

Parallel wird auch daran 
gearbeitet, noch mehr Ver-
waltungsangebote online zu 

realisieren. Um 
Hürden wie die 
e lek t ron ische 
Unterschrift zu 
umgehen, hat 
der Berliner Se-
nat beschlossen, 
alle 1350 beste-
henden Berliner 
Gesetze und 
Verordnungen 
zu überprüfen, 
inwieweit auf 
Un t e r s c h r i f -
ten verzichtet 
werden kann. 
Außerdem be-
absichtigt der 

Berliner Senat die Einrich-
tung von Servicekonten, die 
nach einmaliger Identitäts-
überprüfung Unterschriften 
im Netz ersetzen sollen, um 
damit den Bürgern die Mög-
lichkeit zu geben, deutlich 
mehr Verwaltungsvorgänge 
als bisher im Netz möglichst 
medienbruchfrei abwickeln 
zu können und das, ohne ei-
nen Termin beim Bürgeramt 
bekommen zu müssen.

 sItuatIon beI den bürgerämtern 
 und In der kfz-zulassungsstelle

Gastbeitrag des Staatsekretärs für Inneres und Sport Andreas Statzkowski
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In ihrer letzten Sit-
zung vor der Som-
merpause hat die 

Mehrheit der BVV gegen 
die Stimmen der SPD 
und der Grünen, die sich 
maximal teilweise zur 
Enthaltung durchringen 
konnten, den Antrag der 
CDU und der Piraten zur 
Einbringung und Festset-
zung des Bebauungsplans 
IX-205a zur Kolonie 
Oeynhausen beschlossen.

Das Bezirksamt wird 
ebenso aufgefordert, die 
Beanstandung des Be-
schlusses der BVV über 
die Rechtsverordnung ei-
ner Veränderungssperre 
vom 8. Juli 2014 zurück-
zunehmen und diese zur 
Sicherung der Planung 
umgehend zu erlassen. In 
der Theorie sollte es jetzt 
also weitergehen, denn 
die Veränderungssperre 
würde den rechtlich mög-
lichen Aufschub bringen, 
um den Bebauungsplan 
zu überarbeiten und zur 
Festsetzung zu bringen.

Der zuständige Stadt-

rat Schulte von der SPD 
hatte daraufhin nichts 
besseres zu bieten, als 
den Beschlussvorschlag 
ins Bezirksamt einzubrin-
gen, die weitere Bear-
beitung der völlig fach-
fremden Abteilung für 

Bürgerdienste, Weiter-
bildung, Kultur, Hoch-
bau und Immobilien der 
Stadträtin Dagmar König 
(CDU) übertragen zu wol-
len und sich damit selber 

aus der Verantwortung 
zu nehmen. Welch Zufall, 
dass Bezirksbürgermeis-
ter Naumann – mal wie-
der?! – im Urlaub oder 
auf Dienstreise weilte 
und welch weiterer Zu-
fall, dass die vorgesehene 

Stadträtin der CDU ange-
hört. 

Warum dann auch noch 
der B-Plan durch eine ex-
terne Anwaltskanzlei er-
arbeitet werden soll und 
nicht durch das sonst 
zuständige Stadtent-
wicklungsamt, ist eben-
so schleierhaft. Völlig zu 
Recht haben die beiden 
Mitglieder des Bezirksam-
tes der CDU den Beschluss 
auf die erste Sitzung nach 
der Sommerpause vertagt, 
wenn das Bezirksamt in 
Gänze anwesend ist. 

Wer sich auf diese ein-
fache Art aus der Ver-
antwortung nehmen will, 
sollte sein Handeln er-

heblich hinterfragen. Nie-
mand verkennt die be-
sondere Verantwortung 
und auch Haftung von 
Bezirksstadträten, wenn 
sie Rechtsverordnungen 
oder generell Beschlüsse 
in Kraft setzen. Aber die 

zuständige Abteilung für 
Stadtentwicklung sollte 
dennoch in der Lage sein 
und im Zweifelsfall sollte 
der zuständige Stadtrat 
dafür Sorge tragen, die 
fachlich kundige Umset-
zung durch das Stadtent-
wicklungsamt erledigen 
zu lassen. 

Alles andere ist durch-
sichtiges politisches Spiel, 
das dem Thema nicht ge-
recht wird.

Die CDU kämpft dafür, 
dass der Beschluss der 
BVV umgesetzt und der 
B-Plan erlassen wird, da-
mit die Kolonie Oeynhau-
sen gesichert ist. Daran 
hat sich nichts geändert!

 oeynhausen – schrItt für schrItt

Foto: Theres Hertel



C i t y •aktuell  FÜR CHARLOTTENBURG-WILMERSDORF - SEPTEMBER 2015  seite 5

Eine besonders ef-
fiziente Art von 
Verwaltungsreform 

scheint sich in den vergange-
nen Jahren im SPD-geführten 
Ressort Stadtentwicklung und 
Ordnungsangelegenheiten 
unseres Bezirks durchzuset-
zen: Nicht ganz ohne Selbst-
zufriedenheit wird immer 
häufiger durch den Stadtrat 
verkündet, man habe sich mit 
den Anträgen der Bezirksver-
ordneten und damit den An-
regungen der Bürger befasst 
und die Angelegenheit damit 
durch Verwaltungshandeln 
erledigt.

Scheinbar spielt es dabei 
aber inzwischen keine Rol-
le mehr, ob Probleme wie z. 

B. das verkehrsgefährdende 
Parken und Halten von Kraft-
fahrzeugen, das rücksichtslo-
se Radfahren auf dem Geh-
weg oder die Verschmutzung 
öffentlichen Geländes tat-
sächlich verhindert werden, 
der „Erledigungsvermerk“ ist 
offenkundig lediglich Aus-
druck der Hilflosigkeit des 
zuständigen Bezirksstadtrates 
bei der Bewältigung seiner 
Aufgaben.

Umso ärgerlicher ist es, 
wenn sich dringend notwen-
dige und unstrittige Maßnah-
men wie die bereits seit über 
zwei Jahren von Ortsansäs-
sigen, Bezirksverordneten 
und anderen Sachkundigen 
geforderte Schaffung eines 

Fußgängerüberweges über die 
Auguste-Viktoria-Straße in 
Schmargendorf aufgrund bü-
rokratischer Ignoranz jahre-
lang verzögern. Aufgrund der 
Aussage von Stadtrat Marc 
Schulte (SPD) im September 
2013, für den Überweg lau-
fe bereits die Planung und es 
werde umgehend mit der Er-
richtung begonnen, entspra-
chen die Bezirksverordneten 
damals seiner Bitte, die An-
gelegenheit als „durch Ver-
waltungshandeln“ erledigt zu 
betrachten – geschehen ist bis 
heute nichts!

Der Stadtrat verweist auf 
die Verkehrslenkung Ber-
lin, die dem Vorhaben seiner 
Aussage nach erst noch zu-

stimmen muss. Warum diese 
Zustimmung noch nicht er-
folgt ist? – man weiß es nicht! 
Vielleicht sollte Herr Schulte 
sich bei der Suche nach dem 
„Schwarzen Peter“ ja einmal 
an den „Roten Christian“ wen-
den und mittels eines direkten 
Anrufes bei seinem Partei-
genossen und Staatssekretär 
Gaebler (ggf. Tel.: 9025-1010), 
der für die Verkehrslenkung 
Berlin verantwortlich ist, um 
tatsächliche Erledigung be-
mühen! Die VLB wirbt übri-
gens mit dem Leitmotiv: „Si-
chere Mobilität in Berlin für 
alle Verkehrsteilnehmer“. Es 
wäre längst an der Zeit, die 
Wirklichkeit dem Versprechen 
anzupassen!

 „durch verWaltungshandeln erledIgt!“

bosch-service holtz
Dovestraße 7
10587 Berlin-Charlottenburg
Tel: 030-3917854

Unsere Fraktion ist 
bei den verstän-
digen Bürgern 

geschätzt dafür, dass sie 
Basisinitiativen bereitwillig 
aufnimmt und für Durch-
führung sorgt.

So waren wir, kaum dass 
das Kinder- und Jugend-
parlament im Bezirk die 
freigewordene Unterkunft 
des Grünflächenamts am 
Ruhwaldpark ins Gespräch 
brachte, schon da, um uns 
die Anlage von den Gärt-
nern zeigen zu lassen.

Seitdem (Frühjahr 2014) 
ist die CDU-Fraktion mit ei-
nem halben Dutzend Ortster-
minen und zahlreichen Aus-
schusssitzungen tätig, um 
den Kindern und Jugendli-

chen durch die Mühlen des 
Bezirksamts zu helfen.

Im August konnten wir 
einen Freien Träger der Ju-
gendarbeit anlässlich des 
Interessenbekundungsver-
fahrens auf dem Terrain in-
formieren. Am 31. August 
steht das Thema Ruhwald 
als einzige Sachfrage auf der 
Tagesordnung der außeror-
dentlichen BVV-Sitzung.

Jetzt kann mit geringen 
Kosten endlich ein Jugend-
freizeitheim entstehen, das 
die damals von Reinhard 
Naumann (SPD) geschlos-
sene Soorstraße ersetzt.

Die Jugend wird selbst 
aktiv! Eine bessere Sache 
kann man gar nicht unter-
stützen.

   Jugend WIeder vor!
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Frau Klose, die jahre-
lang oft willkürlich 
anmutende Spar-

politik unter Rot-Rot hat die 
Bezirke personell an den Rand 
der Handlungsunfähigkeit 
gebracht und bei der Infra-
struktur zu Verschleißerschei-
nungen geführt, die uns jetzt 
teuer zu stehen kommen. 

Wie sehen Sie heute, vor 
dem Doppelhaushalt 2016/17, 
die Situation in den Bezirken; 

insbesondere in Charlotten-
burg-Wilmersdorf?

In allen Bezirken, insbe-
sondere hier, hat diese Spar-
politik viel kaputt gemacht. 
Zurückgefallen sind die Leis-
tungen an die Bürgerinnen 
und Bürger, zum Beispiel 
bei den Bürgerämtern. Dort 
herrscht ein großer Mangel 
an Mitarbeitern, außerdem 

werden Spielplätze nicht aus-
reichend saniert oder müs-
sen sogar abgebaut werden. 
Auch haben wir zu wenige 
Sportanlagen im Bezirk. Die-
se rot-roten Scherben müssen 
wir jetzt beseitigen, aber das 
kann dauern. Wir beginnen 
gegenzusteuern, im Interesse 
der Bürgerinnen und Bürger.  

Stadt und Bezirk wachsen. 
Das führt zu höheren Kosten 
bei Personal und Investitionen. 

Gleichzeitig muss der durch 
das Kaputtsparen entstandene 
Investitions-Rückstau gemil-
dert werden. Wie soll dieses 
Kunststück gelingen?

Der Senat geht einen Schritt 
in die richtige Richtung mit 
der Mittelerhöhung. Das ist 
auch ein Signal an das Per-
sonal, dass die Bezirke wieder 
wichtig werden. Die CDU ist 

bereit die Zahl von 100.000 
Mitarbeitern zu überdenken. 
Deswegen brauchen wir einen 
Personalentwicklungsplan. 
Viele Erfahrene verlassen uns 
nach und nach, der Wissen-
stransfer zur jüngeren Gene-
ration ist daher umso wich-
tiger. Über kurze Zeit werden 
deshalb Stellen doppelt be-
setzt, also mit einem älteren 
Mitarbeiter und einem neuen, 
der eingearbeitet wird. Auch 

im Rathaus Charlottenburg 
gibt es einige solcher Stellen. 
Gerade Posten im Leitungs-
bereich bieten sich dafür an. 
Insgesamt brauchen die Be-
zirke aber mehr Personal und 
Sachmittel.

Nach den Eckdaten für den 
Doppelhaushalt 2016/17 will 
das Land Berlin die höheren 
Einnahmen auch nutzen, um 

rund 300 neue Stellen für die 
Bezirke zu schaffen. Reicht 
das aus?

Nein, das reicht nicht, da-
für war der Abbau zu stark. 
Werden 300 neue Stellen auf 
12 Bezirke verteilt, ist das pro 
Bezirk auch nicht mehr so 
viel. Die Bezirke sollen immer 
mehr Aufgaben übernehmen, 
haben dafür aber immer we-
niger Personal zur Verfügung. 
Insbesondere in den Bürge-
rämtern, den Bibliotheken 
und den Musikschulen besteht 
großer Mangel an Personal. 
Gerade in den Bildungsein-
richtungen, die für breite Be-
völkerungsschichten zugäng-
lich sein sollen, darf das nicht 
sein. Eigentlich bräuchte jeder 
Bezirk 300 neue Stellen.

Auch bei Schulen, Kitas, 
Kultur- und Sporteinrichtun-
gen (z.B. bei den Bädern) will 
das Land mehr Geld für die 
Bezirke ausgeben. Inwieweit 
lassen sich mit diesen neuen 
Mitteln die Probleme in Cha-
Wi lösen?

Die Probleme lassen sich 
nicht lösen, aber lindern. 
Auch in ChaWi gibt es ein 
Defizit an Kitaplätzen, da sind 
dringend Investitionen nötig. 
Jetzt rächt sich, dass der Be-
zirk mit seinen Grundstücken 
sozusagen sein Tafelsilber 
verkauft hat. Auch bei Schu-
len gibt es einen enormen 
Rückstau, teilweise sind sogar 
die Fenster undicht. Dieser 
Stau wird noch über Jahre be-
stehen und kann nur langsam 

 haushaltsplan 2016/17 –  
 fraktIonsvorsItzende susanne klose  
 Im gespräch
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abgebaut werden. Auch die 
Sporteinrichtungen kommen 
zu kurz. Seit Jahrzehnten ist 
eine neue Doppelsporthallte 
geplant in der Eisenzahnstra-
ße, doch es fehlt das Geld. Wir 
hoffen, den Rückstau nach 
und nach abarbeiten zu kön-
nen.

Der Investitionsetat sieht 
nur noch zwei Großprojek-
te vor. Im Doppelhaushalt 
2016/17 sind das der BER und 
die Staatsoper. Die wohl meh-
rere hundert Millionen Euro 
teure Teilsanierung des ICC 
wird somit auf den nächsten 
Doppelhaushalt verschoben. 
Können Sie damit leben?

Eher schlecht. Aber das al-
lerwichtigste ist, dass auch die 
SPD sich langsam zum Erhalt 
des ICC bekennt. Ich hoffe, 

dass der Regierende Bürger-
meister das auch durchsetzen 
kann und wir das Projekt zü-
gig in Angriff nehmen. Das 
ICC wird als Kongresszent-
rum gebraucht. Die Weichen 
dazu stellen wir.

Die Situation für die Bezirke 
hat sich seit der rot-schwar-
zen Koalition sichtbar verbes-
sert. Wären die Eckdaten für 
den neuen Haushalt dennoch 
deutlich anders gesetzt wor-
den, wenn die CDU als großer 
Koalitionspartner in der Lan-
desregierung wäre?

Das ist schwer zu sagen. 
Wahrscheinlich wären einige 
Schwerpunkte verschoben, 
aber erst mal muss man ja 
auch mit dem leben, was man 
übernimmt. Und die SPD 
muss jetzt reparieren, was 

sie vorher selbst verschuldet 
hat. Dank der CDU gab es 
eine Kehrtwende, nur so et-
was geht nicht von heute auf 
morgen. Aber wir bleiben da 
dran.

Angesichts knapper Mittel 
ist der Gestaltungsspielraum 
für Bezirkspolitik eher gering. 
Was ist für die CDU-Fraktion 
das über allem stehende Ziel 
ihrer Politik in Charlotten-
burg-Wilmersdorf?

Unser Ziel ist, dass die 
Bürgerinnen und Bürger 
möglichst wenig unter dem 
Spardruck und den früheren 
Versäumnissen leiden. Die 
CDU ist zwar stärkste Frak-
tion im Bezirk, aber nicht an 
der rot-grünen Zählgemein-
schaft beteiligt und hat es 
deshalb manchmal schwer, 

eigene Projekte umzusetzen. 
Aber wir wollen zum Beispiel 
das Ferienschwimmen erhal-
ten, dazu ist endlich eine ver-
lässliche Finanzierung nötig. 
Dafür machen wir uns stark. 
Außerdem wünschen wir uns 
eine Erhöhung des Mediene-
tats für die Bibliotheken. Auch 
die Einbürgerungsfeiern wer-
den inzwischen wieder dem 
Anlass entsprechend ausge-
richtet. Ein weiteres Anliegen 
ist die Sanierung der Spiel-
plätze. Wir müssen insgesamt 
aber darauf achten, dass es 
tatsächlich zu einer Struktur-
veränderung kommt und rot-
grün die Mittel nicht wieder 
nach dem Gießkannenprinzip 
verteilt.

Das Interview führte   
   Ann-Carolinn Specht.

koordInIerte flücht-

lIngsarbeIt unter-

stützen

Die CDU-Fraktion hat sich 
in einem Antrag erfolgreich 
dafür eingesetzt, dass die bei-
den Stellen, die das Land Berlin 
dem Bezirk zur Koordinierung 
der Arbeit mit Flüchtlingen zur 
Verfügung stellt zum einen im 
Bereich der Koordinierung der 
Ehrenamtsarbeit und zum an-
deren zur Koordinierung der 
Beschulung von Flüchtlings-
kindern angesiedelt werden. 
Beide Bereiche bedürfen aus 
Sicht der CDU der Unterstüt-
zung, um weiterhin erfolgreich 
arbeiten zu können. Im Sinne 
der Integration und der gegen-
seitigen Akzeptanz sind die 
Ehrenamtsarbeit und die Be-
schulung der Kinder die wich-
tigsten Aspekte.

sportanlagensa-

nIerungsprogramm 

(ssp) aufstocken 

Das Sportanlagensanie-
rungsprogramm ist ein wich-
tiger Baustein für den Erhalt 
der bezirklichen Sportanlagen. 
Jedoch ist der Sanierungsstau 
durch jahrelange Kürzungen 
der finanziellen Zuweisungen 
unter Verantwortung der vor-
herigen Regierungskoalition 
stark gewachsen, Investitionen 
wurden für die Bezirke unmög-
lich. Funktionierende Sportstät-
ten sind sowohl unerlässlich für 
die Kinder- und Jugendarbeit 
als auch für die Gesundheits-
prävention aller Altersgruppen. 
Die CDU-Fraktion hat deshalb 
einen Antrag eingebracht, der 
die Aufstockung der Mittel des 
SSP von 9 Mill € auf 18 Mill. € 
fordert.

mehr senIorenge-

rechtes Wohnen In 

charlottenburg- 

WIlmersdorf

Bezahlbarer Wohnraum 
ist rar. Noch schwieriger sol-
chen zu finden, wird es aber, 
wenn eine altersgerecht ge-
baute Wohnung notwendig 
ist. Die CDU-Fraktion hat 
deshalb in einem Antrag 
das Bezirksamt aufgefordert 
darüber nachzudenken, wie 
in unserem Bezirk mehr se-
niorengerechte Wohnungen 
errichtet werden können. 
Dazu soll insbesondere die 
bezirkliche Liegenschaftspo-
litik neu gedacht werden und 
Grundstücke, die der Bezirk 
gedenkt aufzugeben, auf ihre 
Tauglichkeit als Baugrund-
stücke für Seniorenwohnun-
gen geprüft werden.

baustellenaufsIcht 

verbessern

Die CDU-Fraktion hat ei-
nen Antrag anderer Frakti-
onen unterstützt, der eine 
Verbesserung der Baustel-
lenaufsicht fordert. Bau-
stellenaktivitäten sind not-
wendig, Investitionen und 
Verbesserungen gewünscht. 
Kurz gesagt, soviel Bau wie 
nötig, so wenig Einschrän-
kung wie möglich. An erster 
Stelle müssen bei der Ein-
richtung der Baustelle die 
Sicherheit der Fußgänger 
und die möglichst größte 
Barrierefreiheit stehen. Der 
zweite Punkt ist, eine un-
nötige Vergrößerung von 
Baustellen zu unterbinden 
und auf die Einhaltung der 
Bauzeiten zu achten.

neues aus der bezIrksverordnetenversammlung
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Wir erinnern uns: 
Die rot-grüne 
Mehrheit wollte 

bis dato nach Beschlusslage 
mittels eines Bebauungsplanes 
sämtliche jetzt noch vorhande-
nen 120 Parkplätze wegfallen 
lassen, die Grünfläche mit star-
ker Versiegelung umgestalten 
und die angrenzenden Straßen 
teilweise umbauen. Dagegen 
waren knapp 800  Einwendun-
gen eingegangen. Die Bürger 
forderten in einem Einwohne-
rantrag sämtliche vorhandene 
Parkplätze, Bäume und Gehöl-
ze zu erhalten und die Umge-
staltung der Grünanlage kom-
plett zu überdenken. Die CDU 
war der Meinung, dass man 
vorher keine Fakten schaffen 
sollte, auch nicht durch schon 
im Gang befindliche Fahr-
bahnveränderungen und die 
Parkplätze weitestgehend er-
halten werden müssten.

Dies ist nun im Rahmen 
dreier Runder Tische erfolgt. 
Unter Beteiligung der beiden 

Bürgerinitiativen, der IHK und 
der AG City und anderer Be-
troffener ist ein Kompromiss 
formuliert worden, in dem 
sich alle wiederfinden können 
und auf dessen Grundlage die 
weitere Planung stattfinden 
soll. Der Landschaftsarchitekt 
zeigte sich dabei komplett of-
fen und hat uns allen einen 
großen Dienst erwiesen, indem 
er seine Planung 
nach den im 
ersten Runden 
Tisch geäußer-
ten Wünschen 
angepasst hat. 
Klar ist, dass ein 
inklusiver Spiel-
platz ausrei-
chend und kindergerechte Flä-
che haben muss. Ebenso sollen 
auf einer multifunktionalen 
Fläche im Ostteil des Platzes 
an der Württembergischen 
Straße 60 Parkplätze erhalten 
bleiben. Aber eben auf einer 
multifunktionalen Fläche, auf 
der gelegentlich auch Straßen-

feste oder ein Wochenmarkt 
oder vielfältige Ideen umsetz-
bar sind. Vorrangig soll die 
Parkplatznutzung sein, aber 
alle Anschlüsse, zum Beispiel 
auch für Elektrofahrzeuge sol-
len von Anfang an mitgeplant 
werden. Damit erreichen wir, 
dass der Parkdruck zumindest 
nicht unverhältnismäßig steigt, 
gleichzeitig eine innovative 

Fläche gewonnen wird und der 
Spielplatz - räumlich von den 
Autos getrennt - ebenso sei-
nen wichtigen Platz findet. Im 
Ergebnis ein Erfolg, da nach 
rot-grüner Lesart radikal alle 
Parkplätze weggefallen wären. 
Die neue Durchwegung zur 
Schlüterstrasse quer über den 

Platz trennt die Multifunkti-
onsfläche von der Grünfläche. 
Schon vorhandene Elemente 
wie die Pergola im westlichen 
Teil am jetzigen Kiosk, dem 
späteren neuen Café sollen er-
halten, Teile der vorhandenen 
Mauer sollen auf Hüfthöhe 
verringert werden. Dass der 
gesamte Platz zukünftig bar-
rierefrei sein soll, war ohnehin 
Konsens. Die weiteren Bera-
tungen sollen zukünftig im 
Stadtentwicklungsausschuss 
unter Beteiligung der Akteure 
des Runden Tisches stattfin-
den, um Reibungsverluste zu 
minimieren. Wer jetzt noch auf 
Maximalforderungen besteht, 
hat den Sinn des Runden Ti-
sches nicht verstanden, der alle 
Interessen zu einem gemein-
samen Ziel zusammen führen 
wollte. Die CDU dankt allen 
für ihre konstruktive Mitarbeit 
und wird den Prozess weiter-
hin aufmerksam und aktiv 
mitgestalten. Denn jetzt geht 
die Feinjustierung los.

 olIvaer platz- 
 WIe gehen WIr mIt dem bürger um?
 erkenntniSSe AuS dem runden tiSCh /  

 der runde tiSCh olivAer plAtz hAt im frühSommer mehrmAlS getAgt 

 ordnungsämter sInd onlIne nutzbar!

Seit dem 17.August 
sind die Ordnungs-
ämter der Bezirke 

online erreichbar. Als erster 
Bezirk hat der Bezirk Lich-
tenberg verkündet, dass 
man die neue Software ein-
setzt. Charlottenburg-Wilm-
ersdorf soll voraussichtlich 
ab 1.Oktober dann ebenfalls 
online gehen.

Für 1,3 Millionen Euro hat 
der Berliner Senat eine neue 
Software entwickelt, bei der 
die Bürger den bezirklichen 
Ordnungsämtern Missstän-
de online melden können. 
Der zuständige Staatsse-
kretär Andreas Statzkowski 
freut sich über die nahezu 
pünktliche Fertigstellung 
der Software, weil wohl 

jede Berlinerin, jeder Ber-
liner sich bereits über Pro-
bleme auf dem öffentlichen 
Straßenland geärgert hat: 
Müllberge, defekte Stra-
ßenlaternen, Baustellen, 
auf denen sich seit Monaten 
nichts tut und vieles mehr. 
Per Schnittstellen werden 
auch die anderen Behörden 
z.T. direkt informiert. Jetzt 

kann jeder online per Stadt-
plan und ggf. per Foto die 
Probleme dem Ordnungsamt 
melden und sich später ggf. 
erkundigen, inwieweit das 
Problem beseitigt werden 
konnte.

Ein großer Schritt hin zu 
einem noch schöneren Berlin 
und einem mehr an bürger-
schaftlichen Engagement.

Gastbeitrag des Staatsekretärs für Inneres und Sport Andreas Statzkowski

Foto: Peter Kuley
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Der Haushaltsaus-
schuss des Deut-
schen Bundestages 

hat auf Betreiben der CDU / 
CSU-Fraktion für private 
Maßnahmen zum Einbruchs-
schutz bei Wohnungen und 
Einfamilienhäusern ein 30 
Mio. €-Programm beschlos-
sen.

 Charlot-
tenburg-Wil-
mersdorf ge-
hört mit zu 
den Orten in 
Deutschland, 
die besonders 
unter Einbruchskriminalität 
leiden. Hintergrund hierfür 
ist besonders der hohe An-
teil an leicht aufzubrechen-
den Altbau-Wohnungstüren. 
Allein 2014 fanden in Ber-
lin rund 13.000 Wohnungs-

einbrüche statt; die meis-
ten davon in den Bezirken 
Charlottenburg-Wilmersdorf 
und Mitte. Bereits 2014 hatte 
die Berliner CDU gefordert, 
dass es staatliche Hilfe beim 
Schutz gegen Wohnungs- 
und Hauseinbruch für Priva-
te geben soll. Zuvor konnten 
nur Gewerbetreibende von 

der steuerlichen Absetzbar-
keit profitieren. Dies soll sich 
nun ändern.

Den Kostenzuschuss kön-
nen Mieter oder Eigentümer 
beantragen. Sie erhalten 
dann 20% der Kosten er-

stattet, wenn diese 500 € 
überschreiten. Wird also 
eine Wohnungstür mit ei-
nem Stangenschloss gegen 
Aufbrechen und einer Me-
tallplatte gegen Eintreten 
gesichert und kosten diese 
Maßnahmen 600 €, erhält 
man 120 € vom Staat dazu.

Übrigens ergab kürzlich 
eine Um-
frage, dass 
zahlreiche 
B e r l i n e r -
innen und 
B e r l i n e r 
ihre Woh-

nungstür häufig nur ins 
Schloss ziehen, ohne abzu-
schließen. Eine Nachlässig-
keit, die es Einbrechern un-
nötig leicht macht.

Für weitere Fragen zur 
finanziellen Unterstützung 

des Einbruchschutzes kön-
nen Sie mir gerne eine E-Mail 
mit dem Stichwort „Eigentums-
schutz“   schreiben: 

klaus-dieter.groehler@   
bundestag.de 
oder Sie rufen an unter 
030 / 227 77805.

 bund fördert eInbruchsIcherung 
 mIt 30 mIllIonen euro

Gastbeitrag von Klaus-Dieter Gröhler, Wahlkreisabgeordneter von Charlottenburg-Wilmersdorf

„Das ist ein wichtiger staatlicher Anreiz für Bürgerinnen und 

Bürger, ihre Wohnungen besser zu schützen. Damit kann die 

Einbruchskriminalität wirksam eingedämmt werden.“

(Klaus-Dieter Gröhler, MdB)

Am letzten Freitag 
im August war 
die Fraktionsvor-

sitzende der CDU- Fraktion 
Charlottenburg-Wil- mers-
dorf Susanne Klose mit zahl-
reichen weiteren Mitgliedern 
der Fraktion zu Gast bei der 
Eröffnung des 2. Café Wahl-
kreis des Bundestagsabge-
ordneten Klaus-Dieter Gröh-
ler.

Dazu Susanne Klose: 

Ich freue mich, dass es 
nun auch im Charlotten-
burger Teil unseres Bezirkes 
für die Bürgerinnen und 
Bürger einen weiteren Ort 
gibt, an dem sie mit ihrem 
Bundestagsabgeordneten 
ins Gespräch kommen, sich 
informieren und ihre Anlie-
gen vortragen können. 

Das 1. Café Wahlkreis 
im Wilmersdorfer Teil hat 
gezeigt, dass in den Gesprä-

chen und Diskussionen es 
oft um die Belange vor Ort 
geht und auf einem kurzen 
Weg der Kontakt zu den Be-
zirkspo-
l i t i k e r n 
vermittelt 
w e r d e n 
konnte.

 Ich 
wünsche 
uns allen, 
dass auch 

dieses Café zu einem Ort 
der Begegnung, der Kom-
munikation und des gegen-
seitigen Austauschs wird.

 eröffnung deS 2. CAfé wAhlkreiS 
 bundestagsabgeordneter klaus-dIeter gröhler begrüsst

 fraktIonsvorsItzende susanne klose

Schauen Sie mal vorbei: Café Wahlkreis Zähringer Str. 33, 10707  Berlin   &   Café Wahlkreis Fredericiastr. 9a, 14050  Berlin 
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Gerade in die-
sem warmen 
Sommer zieht 

es viele Menschen in un-
sere Schwimmbäder oder 
ans Wasser in freier Na-
tur. Umso wichtiger ist es, 
das alle diejenigen, die im 
feuchten Nass Erfrischung 
suchen, auch schwimmen 
können. Leider müssen wir 
mit Erschrecken feststel-
len, dass immer weniger 
Menschen, insbesondere 
Kinder, dies können. 

In diesem Zusammen-
hang ist es für viele un-
verständlich, dass das 
Schwimmbad in der Rein-
felder Schule geschlossen 
werden musste und damit 
auch die beliebte private 
Schwimmschule des Herrn 
Hügli ihr Domizil verlor.

Was war geschehen? Das 
Schwimmbad wurde zu-
sammen mit der Schule ge-
baut und ist mit ihr in die 
Jahre gekommen und mar-
ode. Inzwischen handelt es 
sich dabei nicht mehr um 

kleinere Reparaturen, son-
dern um eine Kompletts-
anierung, die für einen 
Weiterbetrieb zwingend 
anstehen würde – und um 
ein Kostenvolumen von 
mindestens 700.000 €.

  Sowohl die Technik, 
als auch das Becken selber 
und vor allem der Hub-
boden müssen dringend 
erneuert werden. Anders 
ist ein Weiterbetrieb von 
niemandem zu verant-
worten. Heute würde wohl 
angesichts der hohen Fol-
gekosten niemand mehr 
solche Schwimmhallen in 
Schulen bauen, zumal es 
sich dabei zwar um ein 
sicherlich wünschenswer-
tes und sinnvolles, nicht 
aber für den Schulbetrieb 
zwingend notwendiges 
Angebot handelt – anders 
als bei den kleineren The-
rapiebecken in Schulen für 
mehrfach (körper-)behin-
derte Kinder.

Das benötigte Geld aber 
fehlt angesichts der enor-

men Sanierungsbedarfe al-
ler Schulen im Bezirk. 

Für ca. 50 Schulen im 
Bezirk standen an Mit-
teln aus baulicher Unter-
haltung seit 2010 jährlich 
zwischen 5 und 7 Millio-
nen insgesamt zur Verfü-
gung – dazu kommen noch 
Mittel aus verschiedenen 
Sonderprogrammen. 

Es galt also eine Ent-
scheidung zu treffen, wo 
der Bedarf am größten ist 
– und da gibt es insbeson-
dere die Sanitärbereiche 
in vielen Schulen, die in 
schlechtem Zustand und 
dringend reparaturbedürf-
tig sind. Dies ist bei – al-
lem  Verständnis für die 
Schwimmbad-Sympathi-
santen – vorrangig. So fiel 
auch die Entscheidung der 
zuständigen Fachabteilung 
Jugend, Familie, Schule, 
Sport und Umwelt aus – 
und das bereits 2013. 

Ob und warum diese In-
formation offensichtlich 
nicht bei den Betroffenen 

angekommen ist, lässt sich 
im Nachhinein nicht mehr 
klären. Fakt aber ist, dass 
der Schwimmbad-Betrei-
ber schon seit längerem 
über die Planungen Be-
scheid wusste damit er sich 
entsprechend darauf ein-
stellen konnte. Allerdings 
wurde seitens der verant-
wortlichen Fachabteilung 
Jugend … auch versäumt, 
evtl. mögliche Alternati-
ven zu prüfen – z.B. die 
Vergabe des Schwimm-
bads an private Betreiber 
/ Vereine mit langfristigen 
Pachtverträgen bei Über-
nahme der Sanierungs-
kosten – auch weil dafür 
möglicherweise andere 
Drittmittel oder Zuschüsse 
zur Verfügung stehen als 
für die öffentliche Hand. 
Das ist mehr als ärgerlich, 
denn hier wurde kostbare 
Zeit vertan, um vielleicht 
doch noch eine gute Lö-
sung für das Problem zu 
finden.

In Vertretung für die er-
krankte eigentlich zustän-
dige Fachstadträtin sagte 
Bezirksstadträtin Dagmar 
König in Übereinstimmung 
mit dem gesamten Bezirk-
samt den Beteiligten zu, bis 
Jahresende keine Baumaß-
nahmen zu veranlassen, 
die einen Weiterbetrieb des 
Schwimmbades unmöglich 
machen würden. Damit ist 
noch einmal ein Zeitfens-
ter eröffnet worden, um in 
Gespräche mit potentiel-
len Betreibern eintreten zu 
können.

 pack dIe badehose eIn ….
 informAtionen zum SChwimmbAd in der reinfelder SChule



C i t y •aktuell  FÜR CHARLOTTENBURG-WILMERSDORF - SEPTEMBER 2015  seite 11

Bereits des Öfteren hatten 
wir an verschiedenen 
Stellen über die unend-

liche Leidensgeschichte des ICC be-
richtet. Aufgrund des Umstandes, 
dass nunmehr wieder einen Artikel 
zum ICC erscheint, können Sie ent-
nehmen, dass das Thema noch im-
mer aktuell ist. 

Anfang des Jahres hatte sich der 
neue Regierende Bürgermeister ur-
plötzlich des Themas ICC angenom-
men und erklärt, die Angelegenheit 
nunmehr zur Chefsache machen zu 
wollen. Doch geschehen ist seit die-
ser Ankündigung von Herrn Müller 
wieder einmal nichts. Um ehrlich 
zu sein, hatten wir als CDU-Frak-
tion von Herrn Müller auch nichts 
anderes erwartet, da das Thema 
ICC für ihn ja nicht neu war. Schon 
während seiner Zeit als Stadtent-
wicklungssenator und SPD-Lan-
desvorsitzender war ihm das dro-
hende Siechtum des ICC nur zu gut 
bekannt. Schon damals hatte Herr 
Müller entweder kein wirkliches In-
teresse an einem Weiterbetrieb des 
ICC als Messestandort oder es fehlte 
ihm schlicht die politische Kraft und 
Stärke, das ICC vor der drohenden 
Bedeutungslosigkeit zu bewah-
ren. Wahrscheinlich ist beides der 
Fall. Denn jetzt, wo Herr Müller in 
die Rolle des Regierungschefs ge-
schlüpft ist, sollte er zumindest die 
politische Durchsetzungskraft ha-
ben, die Messegesellschaft anzuwei-
sen, das ICC weiter als Messe- und 
Kongressstandort zu betreiben. Da 
allerdings ein solches Machtwort 
von Herrn Müller nicht zu hören 
ist, außer den oben bereits ange-
sprochenen Lippenbekenntnissen, 
ist zu befürchten, dass auch dieser 
Regierende Bürgermeister gar kein 
wirkliches Interesse am ICC hat.

Um einen weitergehenden stad-
tentwicklungspolitischen Schaden 
vom Bezirk und der ganzen Stadt 
zu vermeiden, ist es wichtig, dass es 
nun sehr schnell zu einem Bekennt-
nis des Senats für das ICC kommt. 
Und zwar nicht als Nutzungs-
standort für sozialdemokratische 
Hirngespinste, wie einer Zentral- 
und Landesbibliothek, oder einem 
Shoppingcenter. All dies ist ausge-
machter Unfug! Das ICC wurde für 
als Messe- und Kongressstandort 
entworfen und so sollte es auch zu-
künftig genutzt werden.

Entstanden ist das gesamte Di-
lemma noch zu 
Zeiten des rot/
roten Senats, 
als ein kommu-
nistischer Wirt-
schaftssenator 
namens Harald 
Wolf, der zum 
Glück zwischen-
zeitlich nur noch 
politische Ge-
schichte ist, an-
gefangen hatte, 
das ICC konse-
quent schlecht zu reden und seinen 
Bestand in Frage zu stellen.

Das ICC wurde zuvor über Jah-
re hinweg immer wieder mit dem 
begehrten World Trade Award als 
weltweit führendes Konferenzzent-
rum ausgezeichnet. Damit hatte es 
das ICC geschafft, die Konkurrenz 
aus Hongkong, Chicago, London, 
Dubai oder Las Vegas hinter sich zu 
lassen. All das konnte den damali-
gen rot/roten Senat aber offensicht-
lich nicht dazu bewegen, die Messe 
Berlin - deren hundertprozentiger 
Eigentümer das Land Berlin ist - 
anzuweisen, das ICC auch weiter-
hin als Messestandort zu nutzen. 

Stattdessen wurde dem völlig über-
flüssigen Drängen der Messe Berlin 
entsprochen, die Deutschlandhalle 
(trotz bestehenden Denkmalschut-
zes!) abreißen zu dürfen, um dort 
einen gesichtslosen Messewürfel, 
hochtrabend „City-Cube“ genannt, 
hinzusetzen.

Obwohl der „City-Cube“ zwi-
schenzeitlich fertig und in Be-
trieb ist, ist das ICC dadurch noch 
längst nicht überflüssig geworden. 
Schließlich jammert doch die Mes-
se Berlin am laufenden Band, sie 
bräuchte neue Messe- und Kon-
gressflächen. Wozu braucht man 

also weitere teure Neubauten, wie 
sie die Messe Berlin gerne hätte, 
wenn das ICC weiter genutzt wer-
den kann.

Deshalb fordert die CDU-Frakti-
on in der BVV Charlottenburg-Wil-
mersdorf den Senat, unter Führung 
des Regierenden Bürgermeisters 
Müller, auch weiterhin auf: 
• schnellstmöglich eine ver 
 nünftige Kostenschätzung  
 für die Sanierung des Ge- 
 bäudes vorzulegen, an 
 schließend
•  unverzüglich mit der bauli-
 chen Sanierung und Mo-
 dernisierung zu beginnen  

 und
•  das ICC abschließend der  
 Messe Berlin zum Messe-  
 und Kongressbetrieb wie- 
 der zurückzugeben und
•  die Messe Berlin zu ver 
 pflichten, das Gebäude  
 durch regelmäßige Investi- 
 tionen instand zu halten.

Das ICC ist ein markantes 
Gebäude. Sicherlich kann man 
über die Schönheit des ICC treff-
lich streiten. Fest steht aber, dass 
der Baukörper an sich mittler-
weile zu den stadtbildprägends-

ten Gebäuden 
Berlins zählt. 
Ein solches Ge-
bäude hat es 
nicht verdient, 
als Ruine zu 
verkommen, 
um dann zum 
Schluss ab-
gerissen zu 
werden. Dabei 
würde auch 
ganz außer 
Acht bleiben, 

dass das ICC vor beinahe 30 
Jahren ja nicht zum Nulltarif er-
richtet wurde. Der Bau hat sei-
nerzeit schließlich gut eine Mil-
liarde DM verschlungen. Dieses 
Geld wäre bei einem (ebenfalls 
ja nicht kostenlos umzusetzen-
den) Abriss des ICC unwieder-
bringlich verloren. Das kann 
und darf nicht sein!

Denn was der Bezirk an die-
ser Stelle überhaupt nicht ge-
brauchen kann, ist ein jahre-
langer Lehrstand des ICC und 
ein Verkümmern und Verrotten 
eines der zentralen Eingangsbe-
reiche in die City-West.

 das Icc – 
 und noch Immer keIn ende In sIcht
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Diese Frage stel-
len sich viele 
Bü r g e r i nn en 

und Bürger, die in den 
Grünanlagen des Bezirks 
Erholung suchen. Etli-
che Anlagen leiden un-

ter mangelnder Pflege, 
da der Bezirk dafür we-
der genügend Geld noch 
Personal hat, in anderen 
Grünanlagen wie dem 
Preußenpark kommen 
noch spezielle Entwick-
lungen hinzu, die eine 
Nutzung im Sinne einer 
Grünanlage unmöglich 
machen.

Die „Marktnutzung“ 
des Preußenparks er-
streckt sich über die ge-
samte Wiese und lässt 
andere Nutzungen weder 
vom Platz noch vom Zu-
stand der Wiese her zu. 

E i n f a c h 
mit Kin-
dern über 
die Wie-
se laufen, 
Ball spie-
len o.ä. 
ist hier 
durch die 
unsachge-
mäße Nut-
zung nicht 
mehr mög-
lich. Der 
zuständi-
ge Stadt-
rat Schul-
te (SPD) 
findet auf 
A n f r a g e 

der CDU-Fraktion dies 
zwar nicht in Ordnung, 
sieht aber keine Mög-
lichkeit einzuschreiten 
und nimmt den Zustand 
hin. Andere Fraktionen 
wie Grüne und Piraten 
werfen der CDU vor hier, 
Kultur zerstören zu wol-
len. Um es klar zu sagen, 
wir haben nichts gegen 

das Treffen verschiede-
ner Kulturen in einem 
Park und einem Mitei-
nander. Dies heißt aber 
nicht, dass ein illegales 
Markttreiben geduldet 
werden kann und darf 
auch nicht dazu führen, 
dass Grünflächen zer-
stört werden und ande-
re Nutzergruppen vom 
Parkbesuch ausgeschlos-
sen werden. Ebenso we-
nig können wir es uns bei 
den knappen Ressourcen 
leisten, dass ehrenamt-
lich engagierte Bürgerin-
nen und Bürger Anlagen 
nicht säubern können, 
da dies schlichtweg ge-
fährlich und unzumutbar 
ist. Dies beispielswei-
se durch Glasscherben, 

Drogenuntensilien und 
andere unappetitliche 
Hinterlassenschaften.

Wir erwarten von dem 
zuständigen Stadtrat ein 
Konzept wie die Proble-
me angegangen werden 
sollen und Unterstüt-
zung von der Landese-
bene. Die CDU-Fraktion 
des Landes hat hierzu 
auf ihrer letzten Klau-
surtagung eindeutige 
Beschlüsse gefasst: Per-
sonelle Aufstockung der 
Ordnungsämter mit ent-
sprechenden Kompeten-
zen, Erhöhung der Mittel 
für die Grünflächenpfle-
ge, eine neue Aufteilung 
von Pflege und Reini-
gung, um nur einige Bei-
spiele zu nennen.

 grünanlage oder eInfach nur fläche? 

unterstützen sIe dIe aktIon „für 

eIn schönes berlIn“ und helfen 

sIe mIt beIm reInIgen unserer 

plätze und sportanlagen

 
Am 18.09.15 ab 18:30 Uhr auf der Wal-

ly-Wittmann-Sportanlage des SCC in der 
Waldschulallee gemeinsam mit unserem 
Kreisvorsitzenden Andreas Statzkowski 
und dem stellvertretenden Fraktionsvorsit-
zenden Karsten Sell

 
Am 19.09.15 um 15:00 Uhr in Charlot-

tenburg - Nord am Mierendorffplatz ge-
meinsam mit der Bezirksverordnetenvor-
steherin Judith Stückler, dem Mitglied der 
CDU-Fraktion Helmut Süß und dem Abge-
ordneten Joachim Krüger.


